
Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutzrechtlichen Vorgaben der Artikel 

12 bis 14 der Datenschutz-Grundverordnung bei der Verwaltung der Realsteuern durch die 

Große Kreisstadt Pirna 

1. Vorwort 

Viele Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen treten mit der Fachgruppe Finanzen der Großen 

Kreisstadt Pirna in Kontakt, weil sie Grundsteuer oder Gewerbesteuer – sogenannte Realsteuern – 

zahlen, Erklärungen oder Mitteilungen abgeben oder Anträge auf Erstattung, Stundung, Erlass oder 

sonstige steuerliche Vergünstigungen stellen. Dabei werden personenbezogene Daten verarbeitet. 

Die nachfolgenden Informationen betreffen die Verarbeitung personenbezogener Daten im 

Zusammenhang mit der Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung der Grundsteuer und der 

Gewerbesteuer sowie mit damit zusammenhängenden Anträgen und Rechtsbehelfen. 

Personenbezogene Daten sind alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare 

natürliche Person beziehen. Hierzu gehören beispielsweise Namen, Anschriften, Kontaktdaten, 

Grundstücksdaten, betriebliche Angaben sowie Steuer- und Zahlungsdaten. 

Die datenschutzrechtlichen Vorschriften der Abgabenordnung gelten darüber hinaus entsprechend für 

Informationen, die sich auf verstorbene natürliche Personen, Körperschaften, rechtsfähige oder nicht 

rechtsfähige Personenvereinigungen und Vermögensmassen beziehen. 

2. Wer ist für die Verarbeitung verantwortlich? 

Verantwortlicher im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung ist: 

Große Kreisstadt Pirna 

Fachgruppe Finanzen 

Am Markt 1/2 

01796 Pirna 

Telefon: +49 3501 556-240 

E-Mail: stadtkaemmerei@pirna.de 

3. Wer ist die Datenschutzbeauftragte? 

In datenschutzrechtlichen Angelegenheiten können Sie sich an die Datenschutzbeauftragte der 

Großen Kreisstadt Pirna wenden: 

Große Kreisstadt Pirna 

Datenschutzbeauftragte 

Am Markt 1/2 

01796 Pirna 

Telefon: +49 3501 556-312 

E-Mail: datenschutz@pirna.de 
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4. Zu welchen Zwecken und auf welchen Rechtsgrundlagen verarbeiten wir Ihre 

personenbezogenen Daten? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, um die uns gesetzlich übertragenen Aufgaben bei der 

Verwaltung der Grundsteuer und der Gewerbesteuer zu erfüllen. 

Die Verarbeitung erfolgt insbesondere zu folgenden Zwecken: 

- steuerliche Erfassung der steuerpflichtigen Personen und Steuergegenstände, 

- Festsetzung und Erhebung der Grundsteuer und der Gewerbesteuer, 

- Durchführung des Zahlungsverkehrs, 

- Bearbeitung von Erstattungen, 

- Bearbeitung von Anträgen auf Stundung, Erlass, Aussetzung der Vollziehung oder sonstige 

Billigkeitsmaßnahmen, 

- Bearbeitung von Widersprüchen und sonstigen Rechtsbehelfen, 

- Prüfung und Durchsetzung steuerlicher Ansprüche, 

- Durchführung von Haftungs-, Insolvenz- und Vollstreckungsverfahren, 

- Erhebung steuerlicher Nebenleistungen, 

- Erfüllung gesetzlicher Aufzeichnungs-, Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e 

und Absatz 3 der Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung mit den einschlägigen Vorschriften 

der Abgabenordnung, insbesondere 1 Absatz 2 AO sowie den einschlägigen Vorschriften 

- des Grundsteuergesetzes, 

- des Gewerbesteuergesetzes, 

- des Bewertungsgesetzes und 

- weiterer steuerrechtlicher Vorschriften. 

§ 29b Absatz 1 AO gestattet die Verarbeitung personenbezogener Daten durch eine Finanzbehörde, 

wenn sie zur Erfüllung der ihr obliegenden Aufgaben oder in Ausübung der ihr übertragenen 

öffentlichen Gewalt erforderlich ist. 

Für die Grundsteuer erfolgt die Verarbeitung insbesondere zur Anwendung des von der Gemeinde 

beschlossenen Hebesatzes auf den vom Finanzamt festgesetzten Grundsteuermessbetrag oder 

Zerlegungsanteil sowie zur Festsetzung und Erhebung der Grundsteuer. 

Für die Gewerbesteuer erfolgt die Verarbeitung insbesondere zur Anwendung des von der Gemeinde 

beschlossenen Hebesatzes auf den vom Finanzamt festgesetzten Gewerbesteuermessbetrag oder 

Zerlegungsanteil, zur Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer. 

Ihre personenbezogenen Daten werden grundsätzlich nur für das steuerliche Verfahren verarbeitet, für 

das sie erhoben oder übermittelt wurden. Eine Verarbeitung zu einem anderen Zweck ist nur zulässig, 

soweit die Voraussetzungen des § 29c AO oder einer anderen gesetzlichen Vorschrift erfüllt sind oder 

Sie in die weitere Verarbeitung eingewilligt haben. 



Zahlungsverkehr und SEPA-Lastschriftmandat 

Wenn Sie uns ein SEPA-Lastschriftmandat erteilen oder eine Bankverbindung für eine Erstattung 

mitteilen, verarbeiten wir die hierfür erforderlichen Bank- und Zahlungsdaten zur Durchführung des 

Zahlungsverkehrs. 

Die Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats ist freiwillig. Ohne ein SEPA-Lastschriftmandat bleibt die 

Zahlung der Steuer auf andere Weise möglich. 

5. Welche personenbezogenen Daten verarbeiten wir? 

Wir verarbeiten insbesondere folgende Kategorien personenbezogener Daten: 

a) Identifikations- und Kontaktdaten 

Hierzu gehören insbesondere: 

- Vorname und Nachname, 

- frühere Namen, soweit erforderlich, 

- Anschrift, 

- Geburtsdatum und gegebenenfalls Geburtsort, 

- E-Mail-Adresse, 

- Telefonnummer, 

- Steuer- und Identifikationsnummern, 

- Aktenzeichen, 

- Kassenzeichen, 

- Angaben zu gesetzlichen Vertretungen, 

- Angaben zu Bevollmächtigten und Empfangsbevollmächtigten, 

- Unternehmensbezeichnung und Rechtsform, 

- Geschäftsanschrift, 

- Angaben zu Gesellschaftern, Geschäftsführern oder sonstigen vertretungsberechtigten 

Personen, soweit diese für das Besteuerungsverfahren erforderlich sind. 

b) Daten zur Grundsteuer 

Hierzu gehören insbesondere: 

- Angaben zu Eigentümerinnen und Eigentümern sowie sonstigen steuerpflichtigen Personen, 

- Lage und Anschrift des Grundstücks, 

- Gemarkung und Flurstück, 

- Grundbuch- und Grundstücksangaben, 

- Art und Nutzung des Grundstücks, 

- Angaben zu Eigentums- und Nutzungsverhältnissen, 

- Grundsteuerwert, 

- Grundsteuermessbetrag, 

- Zerlegungsanteile, 

- Angaben zur persönlichen und sachlichen Steuerpflicht, 

- Angaben zu Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen, 

- Beginn und Ende der Steuerpflicht, 



- Angaben aus Grundsteuermessbescheiden und Zerlegungsbescheiden. 

c) Daten zur Gewerbesteuer 

Hierzu gehören insbesondere: 

- Bezeichnung, Rechtsform und Anschrift des Gewerbebetriebs, 

- Angaben zu Betriebsstätten, 

- Angaben zum Beginn, zur Änderung, zur Verlegung und zur Beendigung des 

Gewerbebetriebs, 

- Gewerbesteuermessbetrag, 

- Zerlegungsanteile, 

- Erhebungszeitraum, 

- Angaben aus Gewerbesteuermessbescheiden und Zerlegungsbescheiden, 

- Angaben zu Hinzurechnungs- und Kürzungsbeträgen oder sonstigen Besteuerungsgrundlagen, 

soweit diese der Stadt im Einzelfall rechtmäßig mitgeteilt werden oder für eine von ihr zu 

treffende Entscheidung erforderlich sind. 

d) Verfahrens-, Zahlungs- und Buchungsdaten 

Hierzu gehören insbesondere: 

- festgesetzte Steuerbeträge, 

- Fälligkeiten, 

- geleistete Zahlungen, 

- Rückstände, 

- Erstattungen, 

- Säumniszuschläge, 

- Zinsen und sonstige steuerliche Nebenleistungen, 

- Bankverbindungen, 

- Daten aus SEPA-Lastschriftmandaten, 

- Buchungsdaten, 

- Angaben aus Steuerbescheiden, 

- Angaben aus Erklärungen, Mitteilungen und Anträgen, 

- Angaben aus Widersprüchen und sonstigen Rechtsbehelfen, 

- Schriftverkehr und Gesprächsvermerke, 

- Zustellungs- und Bekanntgabedaten. 

e) Daten zu Billigkeits-, Haftungs-, Insolvenz- und Vollstreckungsverfahren 

Soweit dies für die Bearbeitung entsprechender Anträge oder Verfahren erforderlich ist, verarbeiten 

wir insbesondere: 

- Angaben zu den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen, 

- Angaben zu Einkommen und Vermögen, 

- Angaben zu Forderungen und Verbindlichkeiten, 

- Angaben zu Bankkonten und sonstigen Vermögenswerten, 

- Angaben zu Arbeitgebern und Drittschuldnern, 

- Angaben zu unterhaltsberechtigten oder unterhaltsverpflichteten Personen, 

- Angaben zu Insolvenzverfahren, 

- Angaben zu Vollstreckungsmaßnahmen, 



- Angaben zu Haftungstatbeständen. 

In begründeten Einzelfällen können hierbei auch besondere Kategorien personenbezogener Daten im 

Sinne des Artikels 9 Absatz 1 DSGVO verarbeitet werden. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn 

gesundheitliche Beeinträchtigungen zur Begründung eines Erlass-, Stundungs- oder sonstigen 

Billigkeitsantrags vorgetragen werden. 

Solche Daten werden nur verarbeitet, soweit sie für die konkrete Entscheidung erforderlich sind und 

eine gesetzliche Grundlage für die Verarbeitung besteht. 

6. Woher erhalten wir Ihre personenbezogenen Daten? 

Wir erheben personenbezogene Daten in erster Linie bei Ihnen selbst. Dies erfolgt insbesondere durch: 

- Anträge, beispielsweise auf Stundung, Erlass, Aussetzung der Vollziehung oder Erstattung, 

- gesetzlich vorgeschriebene Anzeigen und Mitteilungen, 

- Auskünfte und Nachweise, 

- Widersprüche und sonstige Rechtsbehelfe, 

- Angaben im Zusammenhang mit dem Zahlungsverkehr, 

- schriftliche, elektronische, telefonische oder persönliche Kontaktaufnahme. 

Die Erklärungen zur Feststellung des Grundsteuerwerts sowie die Gewerbesteuer- und 

Zerlegungserklärungen werden grundsätzlich gegenüber der zuständigen Finanzbehörde abgegeben. 

Die für die kommunale Steuerfestsetzung erforderlichen Besteuerungsgrundlagen werden uns 

anschließend von den Finanzämtern übermittelt. 

Darüber hinaus erhalten wir personenbezogene Daten von anderen Stellen, soweit dies gesetzlich 

zulässig und für die Durchführung des Besteuerungsverfahrens erforderlich ist. Hierzu gehören 

insbesondere: 

- Finanzämter, insbesondere durch Übermittlung von Grundsteuermessbescheiden, 

Gewerbesteuermessbescheiden, Zerlegungsbescheiden und sonstigen 

Besteuerungsgrundlagen, 

- Meldebehörden, 

- Gewerbebehörden, 

- Grundbuchämter, 

- Kataster- und Vermessungsbehörden, 

- Nachlassgerichte und andere Gerichte, 

- Insolvenzgerichte und Insolvenzverwalter, 

- andere Gemeinden und Finanzbehörden, 

- sonstige Behörden und öffentliche Stellen, 

- gesetzliche Vertreter und Bevollmächtigte, 

- Kreditinstitute, Arbeitgeber und andere Drittschuldner im Vollstreckungsverfahren, 

- sonstige Personen, die nach steuerrechtlichen Vorschriften zur Auskunft oder Mitwirkung 

verpflichtet sind. 

Können wir einen steuerlich erheblichen Sachverhalt nicht mit Ihrer Mitwirkung aufklären, dürfen wir 

unter den gesetzlichen Voraussetzungen Auskünfte bei anderen Personen oder Stellen einholen. Die 

Auskunftspflichten der Beteiligten und anderer Personen ergeben sich insbesondere aus den §§ 90 

und 93 AO. 



Wir können außerdem personenbezogene Daten aus öffentlich zugänglichen Quellen verarbeiten, 

soweit dies für die Erfüllung unserer steuerlichen Aufgaben erforderlich und gesetzlich zulässig ist. 

Hierzu gehören insbesondere: 

- öffentliche Register, 

- öffentliche Bekanntmachungen, 

- öffentlich zugängliche Unternehmensinformationen, 

- amtliche Veröffentlichungen und 

- sonstige rechtmäßig zugängliche Quellen. 

7. An wen dürfen wir personenbezogene Daten übermitteln? 

Die im Besteuerungsverfahren bekannt gewordenen personenbezogenen Daten unterliegen dem 

Steuergeheimnis nach § 30 AO. Eine Offenbarung oder Übermittlung ist nur zulässig, wenn 

- sie der Durchführung eines steuerlichen Verfahrens dient, 

- sie durch eine gesetzliche Vorschrift ausdrücklich zugelassen ist, 

- sie zur Erfüllung einer gesetzlich übertragenen Aufgabe erforderlich ist oder 

- Sie der Offenbarung ausdrücklich zugestimmt haben. 

Empfänger personenbezogener Daten können insbesondere sein: 

- zuständige Organisationseinheiten innerhalb der Stadtverwaltung Pirna, 

- Finanzämter und andere Finanzbehörden, 

- andere Gemeinden, 

- Gerichte, 

- Rechtsbehelfs- und Prüfungsbehörden, 

- Rechnungsprüfungsbehörden, 

- Vollstreckungsbehörden, 

- Insolvenzgerichte und Insolvenzverwalter, 

- Kreditinstitute, Arbeitgeber und sonstige Drittschuldner, 

- andere Behörden oder öffentlich-rechtliche Stellen, soweit eine gesetzliche 

Übermittlungsbefugnis besteht, 

- Auftragsverarbeiter, insbesondere IT-Dienstleister, soweit diese im Auftrag und nach Weisung 

der Großen Kreisstadt Pirna tätig werden. 

Besteuerungsgrundlagen sowie Name und Anschrift einer steuerpflichtigen Person dürfen unter den 

Voraussetzungen des § 31 AO anderen Behörden oder öffentlich-rechtlichen Stellen mitgeteilt 

werden. 

Weitere gesetzliche Mitteilungsbefugnisse können sich insbesondere aus den §§ 31a und 31b AO 

sowie aus anderen gesetzlichen Vorschriften ergeben. 

Eine Übermittlung personenbezogener Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation 

findet grundsätzlich nicht statt. Sollte eine solche Übermittlung im Einzelfall gesetzlich erforderlich 

sein, erfolgt sie nur unter Einhaltung der hierfür geltenden datenschutzrechtlichen Voraussetzungen. 

8. Wie verarbeiten wir Ihre Daten? 

Die Verarbeitung erfolgt überwiegend mithilfe automatisierter Verfahren. Die personenbezogenen 

Daten werden in den eingesetzten Fach-, Kassen-, Dokumentenmanagement- und 



Kommunikationssystemen gespeichert und für die Durchführung des Besteuerungs- und 

Erhebungsverfahrens verwendet. 

Wir treffen technische und organisatorische Maßnahmen, um personenbezogene Daten insbesondere 

gegen 

- unbefugten Zugriff, 

- unzulässige Offenlegung, 

- unbeabsichtigten Verlust, 

- Veränderung, 

- Zerstörung oder 

- sonstige unrechtmäßige Verarbeitung 

zu schützen. 

Automatisierte Entscheidungen 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten kann teilweise automatisiert erfolgen. Steuerbescheide 

können unter den gesetzlichen Voraussetzungen des § 155 Absatz 4 AO vollständig automations-

gestützt erlassen, berichtigt, zurückgenommen, widerrufen, aufgehoben oder geändert werden. 

Soweit ein konkreter Anlass für eine Bearbeitung durch Beschäftigte besteht, insbesondere weil 

Angaben des Steuerpflichtigen Anlass dazu geben oder eine Ermessensentscheidung erforderlich ist, 

erfolgt keine ausschließlich automatisierte Entscheidung. 

9. Wie lange speichern wir Ihre personenbezogenen Daten? 

Wir speichern personenbezogene Daten so lange, wie sie für das Besteuerungs-, Erhebungs-, 

Rechtsbehelfs-, Haftungs-, Insolvenz- oder Vollstreckungsverfahren benötigt werden. 

Die Speicherdauer richtet sich insbesondere nach: 

- den Festsetzungsfristen der §§ 169 bis 171 AO, 

- den Zahlungsverjährungsfristen der §§ 228 bis 232 AO, 

- den gesetzlichen Aufbewahrungsfristen, 

- den kommunalen Aufbewahrungsbestimmungen, 

- der Dauer anhängiger Rechtsbehelfs-, Gerichts-, Insolvenz- oder Vollstreckungsverfahren, 

- der möglichen Änderung oder Berichtigung von Steuerbescheiden, 

- der Erforderlichkeit als Beweismittel und 

- den archivrechtlichen Vorschriften. 

Die Speicherdauer kann sich verlängern, wenn ein Steuerbescheid noch geändert werden kann, ein 

Rechtsbehelfs- oder Gerichtsverfahren anhängig ist, Ansprüche noch nicht verjährt sind oder die Daten 

für ein Haftungs-, Insolvenz- oder Vollstreckungsverfahren benötigt werden. 

Personenbezogene Daten dürfen nach Maßgabe des § 88a AO auch gespeichert werden, soweit dies 

zur Erfüllung steuerlicher Aufgaben in künftigen Verfahren erforderlich ist. 

Nach Ablauf der einschlägigen Aufbewahrungsfristen werden die Daten gelöscht oder dem 

zuständigen Archiv angeboten, sofern keine gesetzliche Grundlage für eine weitere Speicherung 

besteht. 



10. Welche Datenschutzrechte haben Sie? 

Ihnen stehen nach Maßgabe der Datenschutz-Grundverordnung und der §§ 32a bis 32f AO 

insbesondere folgende Rechte zu: 

- Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DSGVO, 

- Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DSGVO, 

- Recht auf Löschung nach Artikel 17 DSGVO, 

- Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DSGVO, 

- Recht auf Widerspruch nach Artikel 21 DSGVO, 

- Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde nach Artikel 77 

DSGVO. 

Die Betroffenenrechte können durch die besonderen Vorschriften der Abgabenordnung, insbesondere 

die §§ 32a bis 32f AO, eingeschränkt sein. 

a) Recht auf Auskunft 

Sie können Auskunft darüber verlangen, welche personenbezogenen Daten wir über Sie verarbeiten. 

In Ihrem Auskunftsantrag sollten Sie Ihr Anliegen möglichst konkret bezeichnen. Hilfreich sind 

insbesondere Angaben zur Steuerart, zum betroffenen Steuerjahr, zum Akten- oder Kassenzeichen 

und zum betreffenden Verfahrensabschnitt. 

Das Auskunftsrecht kann insbesondere eingeschränkt sein, soweit durch die Auskunft 

- die ordnungsgemäße Erfüllung steuerlicher Aufgaben gefährdet würde, 

- das Steuergeheimnis oder andere gesetzliche Geheimhaltungspflichten verletzt würden, 

- Rechte und Freiheiten anderer Personen beeinträchtigt würden oder 

- die gesetzlichen Voraussetzungen des § 32c AO vorliegen. 

b) Recht auf Berichtigung 

Sind die von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten unrichtig oder unvollständig, können Sie 

deren Berichtigung oder Vervollständigung verlangen. 

Soweit die Daten auf einem Grundlagenbescheid oder einer anderen bindenden Feststellung einer 

anderen Behörde beruhen, kann eine Änderung grundsätzlich erst erfolgen, wenn die zuständige 

Behörde den Grundlagenbescheid oder die bindende Feststellung geändert hat. 

c) Recht auf Löschung 

Sie können unter den gesetzlichen Voraussetzungen die Löschung Ihrer personenbezogenen Daten 

verlangen. 

Ein Anspruch auf Löschung besteht insbesondere nicht, soweit die Daten weiterhin 

- für das Besteuerungsverfahren, 

- zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungspflichten, 

- zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder 

- für Archivzwecke 

benötigt werden. 



d) Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

Sie können unter den Voraussetzungen des Artikels 18 DSGVO eine Einschränkung der Verarbeitung 

verlangen. 

Die Einschränkung der Verarbeitung hindert eine weitere Verarbeitung nicht, soweit diese aus 

wichtigen Gründen des öffentlichen Interesses, insbesondere zur Sicherstellung einer gesetzmäßigen 

und gleichmäßigen Besteuerung, erforderlich und gesetzlich zulässig ist. 

e) Recht auf Widerspruch 

Soweit die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e DSGVO beruht, können Sie aus Gründen, 

die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen. 

Dem Widerspruch kann nicht entsprochen werden, soweit 

- eine gesetzliche Verpflichtung zur Verarbeitung besteht oder 

- zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung vorliegen, insbesondere die 

gesetzmäßige und gleichmäßige Durchführung des Besteuerungsverfahrens. 

f) Recht auf Datenübertragbarkeit 

Ein Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DSGVO besteht uns gegenüber grundsätzlich 

nicht, da die Verarbeitung zur Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen 

Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt. 

g) Recht auf Beschwerde 

Wenn Sie der Auffassung sind, dass die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten gegen 

datenschutzrechtliche Vorschriften verstößt, können Sie sich bei der zuständigen 

Datenschutzaufsichtsbehörde beschweren. 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Große Kreisstadt Pirna im Rahmen der 

Festsetzung und Erhebung der Grundsteuer und der Gewerbesteuer ist zuständig: 

Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

Graurheindorfer Straße 153 

53117 Bonn 

Telefon: +49 228 997799-0 

E-Mail: poststelle@bfdi.bund.de 

Das Recht, sich an die Datenschutzbeauftragte der Großen Kreisstadt Pirna zu wenden, bleibt hiervon 

unberührt. 

11. Allgemeine Hinweise zu den Betroffenenrechten 

In bestimmten Fällen können oder dürfen wir Ihrem Antrag nicht oder nicht vollständig entsprechen. 

Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn gesetzliche Aufbewahrungspflichten entgegenstehen, die 

Daten für die Durchführung eines Besteuerungsverfahrens weiterhin erforderlich sind oder durch die 

Erfüllung des Antrags Rechte anderer Personen, das Steuergeheimnis oder andere gesetzlich 

geschützte Interessen beeinträchtigt würden. Soweit gesetzlich zulässig, teilen wir Ihnen die Gründe 

mit, aus denen wir Ihrem Antrag nicht oder nicht vollständig entsprechen können. 
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Wir beantworten Ihren Antrag grundsätzlich innerhalb eines Monats nach Eingang. Die Frist kann 

unter den Voraussetzungen des Artikels 12 Absatz 3 DSGVO um zwei weitere Monate verlängert 

werden. In diesem Fall informieren wir Sie innerhalb eines Monats über die Verlängerung und deren 

Gründe. 

12. Datenschutzrechtlicher Anwendungsbereich 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Anwendungsbereich der Abgabenordnung gelten 

neben der Datenschutz-Grundverordnung die datenschutzrechtlichen Vorschriften der 

Abgabenordnung und der Steuergesetze. 

Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes gelten, soweit die Abgabenordnung ausdrücklich auf sie 

verweist. Dies betrifft insbesondere die datenschutzrechtliche Aufsicht durch die Bundesbeauftragte 

für den Datenschutz und die Informationsfreiheit nach § 32h AO in Verbindung mit den §§ 13 bis 16 

BDSG. 

13. Weitergehende Informationen 

Weitergehende Informationen zum Datenschutz im Steuerverwaltungsverfahren erhalten Sie 

insbesondere 

- bei der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, 

- beim Bundesministerium der Finanzen, 

- bei der Datenschutzbeauftragten der Großen Kreisstadt Pirna und 

- bei der Fachgruppe Finanzen der Großen Kreisstadt Pirna. 

Stand: Juni 2026 




